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3 9 0 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1976
betreffend die Vereinheitlichung des Urlaubs-
rechtes und die Einführung einer Pflegefrei-

stellung

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

ERHOLUNGSURLAUB UND PFLEGEFREI-
STELLUNG

ABSCHNITT 1

E r h o l u n g s u r l a u b

Geltungsbereich

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes
gelten für Arbeitnehmer aller Art, deren Arbeits-
verhältnis auf einem privatrechtlichen Vertrag
beruht.

(2) Ausgenommen sind
1. Arbeitsverhältnisse der land- und forstwirt-

schaftlichen Arbeiter, auf die das Land-
arbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948 anzuwen-
den ist;

2. Heimarbeiter, auf die das Heimarbeitsgesetz
1960, BGBl. Nr. 105/1961, anzuwenden ist;

3. Arbeitsverhältnisse zu einem Land, einem
Gemeindeverband oder einer Gemeinde;

4. Arbeitsverhältnisse zum Bund, auf die
dienstrechtliche Vorschriften anzuwenden
sind, die den Urlaubsanspruch zwingend
regeln;

5. Arbeitsverhältnisse zu Stiftungen, Anstalten
oder Fonds, auf die das Vertragsbedienste-
tengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, gemäß § 1
Abs. 2 VBG sinngemäß anzuwenden ist;

6. Arbeitsverhältnisse, auf die das Bauarbeiter-
Urlaubsgesetz 1972, BGBL Nr. 414/1972,
anzuwenden ist;

7. Arbeitsverhältnisse, auf die das Schauspieler-
gesetz, BGBl. Nr. 441/1922, anzuwenden
ist.

(3) Die §§ 5 und 12 sind auch auf Arbeits-
verhältnisse im Sinne des Abs. 2 Z. 7 anzu-
wenden.

Urlaub

§ 2. (1) Dem Arbeitnehmer gebührt für jedes
Arbeitsjahr ein ununterbrochener bezahlter
Urlaub. Das Urlaubsausmaß beträgt bei einer
Dienstzeit von weniger als 20 Jahren 24 Werk-
tage und erhöht sich nach Vollendung des
20. Jahres auf 30 Werktage.

(2) Der Anspruch auf Urlaub entsteht im
ersten Arbeitsjahr nach Zurücklegung einer un-
unterbrochenen Dienstzeit von sechs Monaten
(Wartezeit), sonst mit Beginn des Arbeitsjahres.

(3) Alle Zeiten, die der Arbeitnehmer in un-
mittelbar vorangegangenen Arbeits(Lehr)ver-
hältnissen zum selben Arbeitgeber zurückgelegt
hat, gelten für die Erfüllung der Wartezeit, die
Bemessung des Urlaubsausmaßes und die Berech-
nung des Urlaubsjahres als Dienstzeiten.

(4) Durch Kollektivvertrag oder Betriebsver-
einbarung kann anstelle des Arbeitsjahres das
Kalenderjahr oder ein anderer Jahreszeitraum
als Urlaubsjahr vereinbart werden. Solche Ver-
einbarungen können abweichend! von § 12 vor-
sehen, daß

1. Arbeitnehmer, deren Arbeitsvertrag im
laufenden Urlaubsjahr begründet wurde und
welche die Wartezeit zu Beginn des neuen
Urlaubsjahres noch nicht erfüllt haben, für
jeden begonnenen Monat ein Zwölftel des
Jahresurlaubes erhalten; ist die Wartezeit
erfüllt, gebührt der volle Urlaub;

16 182



1402 116. Stück — Ausgegeben am 3. August 1976 — Nr. 390

2. ein höheres Urlaubsausmaß erstmals in
jenem Kalenderjahr (Jahreszeitraum) ge-
bührt, in das (in den) der überwiegende
Teil des Arbeitsjahres fällt;

3. die Ansprüche der zu Beginn des neuen
Urlaubsjahres mindestens ein Jahr beim
selben Arbeitgeber beschäftigten Arbeit-
nehmer für den Umstellungszeitraum ge-
sondert berechnet werden. Umstellungszeit-
raum ist der Zeitraum vom Beginn des
Arbeitsjahres bis zum Ende des folgenden
Kalenderjahres oder des sonstigen verein-
barten Jahreszeitraumes. Jedenfalls muß für
den Umstellungszeitraum dem Arbeit-
nehmer ein voller Urlaubsanspruch und
ein zusätzlicher aliquoter Anspruch für den
Zeitraum vom Beginn des Arbeitsjahres bis
zum Beginn des neuen Urlaubsjahres zu-
stehen. Auf den Urlaubsanspruch im Um-
stellungszeitraum ist ein für das Arbeits-
jahr vor der Umstellung gebührender und
bereits verbrauchter Urlaub anzurechnen.

Anrechnungsbestimmungen

§ 3. (1) Für die Bemessung des Urlaubsaus-
maßes sind Dienstzeiten bei demselben Arbeit-
geber, die keine längeren Unterbrechungen als
jeweils drei Monate aufweisen, zusammenzu-
rechnen. Diese Zusammenrechnung unterbleibt
jedoch, wenn die Unterbrechung durch eine
Kündigung des Arbeitsverhältnisses seitens des
Arbeitnehmers, durch einen vorzeitigen Aus-
tritt ohne wichtigen Grund oder eine vom
Arbeitnehmer verschuldete Entlassung einge-
treten ist.

(2) Für die Bemessung des Urlaubsausmaßes
sind anzurechnen:

1. die in einem anderen Arbeitsverhältnis oder
einem Beschäftigungsverhältnis im Sinne des
Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBl. Nr. 105/61,
im Inland zugebrachte Dienstzeit, sofern sie
mindestens je sechs Monate gedauert hat;

2. die über die Erfüllung der allgemeinen
Schulpflicht hinausgehende Zeit eines Studi-
ums an einer inländischen allgemeinbilden-
den höheren oder einer berufsbildenden
mittleren oder höheren Schule oder einer
Akademie im Sinne des Schulorganisations-
gesetzes 1962, BGBl. Nr. 242, oder an einer
diesen gesetzlich geregelten Schularten ver-
gleichbaren Schule, in dem für dieses
Studium nach den schulrechtlichen Vor-
schriften geltenden Mindestausmaß, höch-
stens jedoch im Ausmaß von vier Jahren.
Als Zeitpunkt des möglichen Studienab-
schlusses ist bei Studien, die mit dem Schul-
jahr enden, der 30. Juni und bei Studien,
die mit dem Kalenderjahr enden, der
31. Dezember anzusehen. Zeiten des

Studiums an einer vergleichbaren ausländi-
schen Schule sind wie inländische Schulzeiten
anzurechnen, wenn das Zeugnis einer solchen
ausländischen Schule im Sinne der Europä-
ischen Konvention über die Gleichwertig-
keit von Reifezeugnissen (BGBl. Nr. 44/
1957) oder eines entsprechenden inter-
nationalen Abkommens für die Zulassung
zu den Universitäten als einem inländischen
Reifezeugnis gleichwertig anzusehen ist oder
wenn es nach den Bestimmungen des Schul-
unterrichtsgesetzes (Bundesgesetz vom
6. Feber 1974, BGBl. Nr. 139) über die
Nostrifikation ausländischer Zeugnisse
nostrifiziert werden kann;

3. die gewöhnliche Dauer eines mit Erfolg
abgeschlossenen Hochschulstudiums bis zum
Höchstausmaß von fünf Jahren;

4. Zeiten, für welche eine Haftentschädigung
gemäß § 13 a Abs. 1 oder § 13 c Abs. 1
des Opferfürsorgegesetzes 1947, BGBl.
Nr. 183, gebührt. Diese Anrechnung findet
nicht statt, soweit ein Arbeitsverhältnis
während der Haft aufrecht geblieben und
aus diesem Grunde für die Urlaubsdauer
zu berücksichtigen ist;

5. Zeiten der Tätigkeit als Entwicklungshelfer
für eine Entwicklungshilfeorganisation im
Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 10. Juli 1974, BGBl. Nr. 474;

6. Zeiten einer im Inlande zugebrachten selb-
ständigen Erwerbstätigkeit, sofern sie min-
destens je sechs Monate gedauert hat.

(3) Zeiten nach Abs. 2 Z. 1, 5 und 6 sind ins-
gesamt nur bis zum Höchstausmaß von fünf
Jahren anzurechnen. Zeiten nach Z. 2 sind dar-
über hinaus bis zu einem Höchstausmaß von
weiteren zwei Jahren anzurechnen.

(4) Fallen anrechenbare Zeiten zusammen, so
sind sie für die Bemessung der Urlaubsdauer
nur einmal zu berücksichtigen.

Verbrauch des Urlaubes

§ 4. (1) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes
ist zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeit-
nehmer unter Rücksichtnahme auf die Erforder-
nisse des Betriebes und die Erholungsmöglich-
keiten des Arbeitnehmers zu vereinbaren. Diese
Vereinbarung hat so zu erfolgen, daß der Urlaub
möglichst bis zum Ende des Urlaubsjahres, in
dem der Anspruch entstanden ist, verbraucht
werden kann.

(2) Für Zeiträume, während deren ein Arbeit-
nehmer aus einem der im § 2 Entgeltfortzah-
lungsgesetz 1974, BGBl. Nr. 399, genannten
Gründe an der Arbeitsleistung verhindert ist,
während deren er Anspruch auf Pflegefreistel-
lung oder während deren er sonst Anspruch auf
Entgeltsfortzahlung bei Entfall der Arbeitsleistung
hat, darf der Urlaubsantritt nicht vereinbart
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werden, wenn diese Umstände bereits bei Ab-
schluß der Vereinbarung bekannt waren. Ge-
schieht dies dennoch, gilt der Zeitraum der
Arbeitsverhinderung nicht als Urlaub.

(3) Der Urlaub kann in zwei Teilen ver-
braucht werden, doch muß ein Teil mindestens
sechs Werktage betragen.

(4) Hat der Arbeitnehmer in Betrieben, in
denen ein für ihn zuständiger Betriebsrat er-
richtet ist, den von ihm gewünschten Zeitpunkt
für den Antritt seines Urlaubes oder eines
Urlaubsteiles in der Dauer von mindestens
zwölf Werktagen dem Arbeitgeber mindestens
drei Monate vorher bekanntgegeben und kommt
eine Einigung zwischen dem Arbeitgeber "und
dem Arbeitnehmer nicht zustande, so sind die
Verhandlungen unter Beiziehung des Betriebs-
rates fortzusetzen. Kommt auch dann keine
Einigung zustande, so kann der Arbeitnehmer
den Urlaub zu dem von ihm vorgeschlagenen
Zeitpunkt antreten, es sei denn, der Arbeitgeber
hat während eines Zeitraumes, der nicht mehr
als acht und nicht weniger als sechs Wochen vor
dem vom Arbeitnehmer vorgeschlagenen Zeit-
punkt des Urlaubsantrittes liegen darf, wegen
des Zeitpunktes des Urlaubsantrittes die Klage
beim zuständigen Arbeitsgericht eingebracht.

(5) Der Urlaubsanspruch verjährt nach Ablauf
von zwei Jahren ab dem Ende des Urlaubs-
jahres, in dem er entstanden ist.

Erkrankung während des Urlaubes

§ 5. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Arbeit-
nehmer während des Urlaubes, ohne dies vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu
haben, so werden auf Werktage fallende Tage
der Erkrankung, an denen der Arbeitnehmer
durch die Erkrankung arbeitsunfähig war, auf
das Urlaubsausmaß nicht angerechnet, wenn die
Erkrankung länger als drei Kalendertage ge-
dauert hat.

(2) Übt ein Arbeitnehmer während seines
Urlaubes eine dem Erholungszweck widerspre-
chende Erwerbstätigkeit aus, so findet Abs. 1
keine Anwendung, wenn die Erkrankung (der
Unglücksfall) mit dieser Erwerbstätigkeit in
ursächlichem Zusammenhang steht.

(3) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber
nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkran-
kung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus
Gründen, die nicht vom Arbeitnehmer zu ver-
treten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung
als rechtzeitig erfolgt, wenn sie unmittelbar
nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt
wird. Bei Wiederantritt des Dienstes hat der
Arbeitnehmer ohne schuldhafte Verzögerung ein
ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung des zu-
ständigen Krankenversicherungsträgers über Be-
ginn, Dauer und Ursache der Arbeitsunfähig-
keit vorzulegen. Erkrankt der Arbeitnehmer

während eines Urlaubes im Ausland, so muß
dem ärztlichen Zeugnis eine behördliche Bestäti-
gung darüber beigefügt sein, daß es von einem
zur Ausübung des Arztberufes zugelassenen Arzt
ausgestellt wurde. Eine solche behördliche Be-
stätigung ist nicht erforderlich, wenn die ärzt-
liche Behandlung stationär oder ambulant in
einer Krankenanstalt erfolgte und hierüber eine
Bestätigung dieser Anstalt vorgelegt wird.
Kommt der Arbeitnehmer diesen Verpflichtungen
nicht nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

Urlaubsentgelt

§ 6. (1) Während des Urlaubes behält der
Arbeitnehmer den Anspruch auf das Entgelt
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

(2) Ein nach Wochen, Monaten oder längeren
Zeiträumen bemessenes Entgelt darf für die
Urlaubsdauer nicht gemindert werden.

(3) In allen anderen Fällen ist für die Urlaubs-
dauer das regelmäßige Entgelt zu zahlen. Regel-
mäßiges Entgelt ist jenes Entgelt, das dem
Arbeitnehmer gebührt hätte, wenn der Urlaub
nicht angetreten worden wäre.

(4) Bei Akkord-, Stück- oder Gedinglöhnen,
akkordähnlichen oder sonstigen leistungsbezoge-
nen Prämien oder Entgelten ist das Urlaubs-
entgelt nach dem Durchschnitt der letzten drei-
zehn voll gearbeiteten Wochen unter Ausschei-
dung nur ausnahmsweise geleisteter Arbeiten
zu berechnen.

(5) Durch Kollektivvertrag im Sinne des § 18
Abs. 4 Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/
1974, kann geregelt werden, welche Leistungen
des Arbeitgebers als Urlaubsentgelt anzusehen sind.
Die Berechnungsart für die Regelung der Höhe
des Urlaubsentgeltes kann durch Kollektivver-
trag abweichend von Abs. 3 und 4 geregelt
werden.

(6) Das Urlaubsentgelt ist bei Antritt des
Urlaubes für die ganze Urlaubsdauer im voraus
zu zahlen.

Ablöseverbot

§ 7. Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer, die für den NichtVerbrauch
des Urlaubes Geld oder sonstige Vermögenswerte
Leistungen des Arbeitgebers vorsehen, sind
rechtsunwirksam.

Aufzeichnungen

§ 8. (1) Der Arbeitgeber hat Aufzeichnungen
zu führen, aus denen hervorgeht

1. der Zeitpunkt des Dienstantrittes des
Arbeitnehmers, die angerechneten Dienst-
zeiten und die Dauer des dem Arbeitnehmer
zustehenden bezahlten Urlaubes;

2. die Zeit, in welcher der Arbeitnehmer
seinen bezahlten Urlaub genommen hat;
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3. das Entgelt, das der Arbeitnehmer für die
Dauer des bezahlten Urlaubes erhalten hat,
und der Zeitpunkt der Auszahlung;

4. wenn das Urlaubsjahr nicht nach dem
Arbeitsjahr berechnet wird, der Zeitpunkt,
ab dem die Umstellung gilt, und die Norm,
auf Grund der die Umstellung erfolgt ist,
sowie das Ausmaß der dem Arbeitnehmer
für den Umstellungszeitraum gebührenden
Urlaubsansprüche und der Zeitraum, in
dem dieser Urlaub verbraucht wurde.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 ist auch
dann erfüllt, wenn diese Angaben aus Auf-
zeichnungen hervorgehen, die der Arbeitgeber
zum Nachweis der Erfüllung anderer Verpflich-
tungen führt.

Urlaubsentschädigung

§ 9. (1) Dem Arbeitnehmer gebührt eine
Entschädigung in der Höhe des noch ausstehen-
den Urlaubsentgeltes, wenn das Arbeitsverhält-
nis nach Entstehung des Urlaubsanspruches,
jedoch vor Verbrauch des Urlaubes endet durch:

1. Entlassung ohne Verschulden des Arbeit-
nehmers;

2. begründeten vorzeitigen Austritt des Arbeit-
nehmers;

3. Kündigung seitens des Arbeitgebers, wenn
die Kündigungsfrist weniger als drei Monate
beträgt;

4. Kündigung seitens des Arbeitgebers, wenn
die Kündigungsfrist mindestens drei Monate
beträgt und der Urlaub während der
Kündigungsfrist nicht verbraucht werden
konnte oder dem Arbeitnehmer der Urlaubs-
verbrauch während der Kündigungsfrist
nicht zumutbar war;

5. Zeitablauf, einvernehmliche Lösung oder
Kündigung seitens des Arbeitnehmers, wenn
bereits mehr als die Hälfte des Urlaubsjahres
verstrichen ist.

(2) Eine Entschädigung im Sinne des Abs. 1
gebührt den Erben, wenn das Arbeitsverhältnis
nach Entstehung des Urlaubsanspruches, jedoch
vor Verbrauch des Urlaubes durch den Tod des
Arbeitnehmers endet.

Urlaubsabfindung

§ 10. (1) Dem Arbeitnehmer gebührt eine
Abfindung, wenn das Arbeitsverhältnis vor Ver-
brauch des Urlaubes endet und kein Anspruch
auf Urlaubsentschädigung besteht. Die Abfindung
beträgt für jede Woche seit Beginn des Urlaubs-
jahres, in dem ein Urlaub nicht verbraucht
wurde, ein Zweiundfünfzigstel des Urlaubsent-
geltes.

(2) Die Abfindung gebührt nicht, wenn der
Arbeitnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig
austritt.

(3) Eine Abfindung im Sinne des Abs. 1 ge-
bührt den Erben, wenn das Arbeitsverhältnis
durch Tod des Arbeitnehmers endet.

Pfändungsschutz

§ 11. Das Urlaubsentgelt, die Urlaubsent-
schädigung und die Urlaubsabfindung sind der
Exekution entzogen, soweit sie nicht Unter-
haltsansprüche betrifft.

Unabdingbarkeit

§ 12. Die Rechte, die dem Arbeitnehmer auf
Grund der §§ 2 bis 11 zustehen, können durch
Arbeitsvertrag, Arbeits(Dienst)ordnung oder,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes be-
stimmt ist, durch Kollektivvertrag oder Betriebs-
vereinbarung weder aufgehoben noch beschränkt
werden.

Strafbestimmungen

§ 13. Arbeitgeber oder deren gesetzliche Ver-
treter, die den Bestimmungen des § 8 zuwider-
handeln, sind, sofern die Tat nicht nach anderen
Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt,
von der Bezirksverwaltungsbehörde, soweit es
sich um Betriebe handelt, die der bergbehörd-
lichen Aufsicht unterstehen, von der Berghaupt-
mannschaft, mit einer Geldstrafe bis 3000 S zu
bestrafen.

Weitergelten von Regelungen

§ 14. (1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Abschnittes bestehende, für die Arbeit-
nehmer günstigere Regelungen in Kollektivver-
trägen, Arbeits(Dienst)ordnungen, Betriebsver-
einbarungen oder Arbeitsverträgen werden durch
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht
berührt.

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Abschnittes bestehende Vereinbarungen durch
Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung in
Angelegenheiten, in denen nach den Bestimmun-
gen der §§2 Abs. 4 oder 6 Abs. 5 abweichende
Regelungen durch Kollektivvertrag oder Betriebs-
vereinbarung zulässig sind, gelten als solche
Regelungen, soweit sie den vorgenannten Be-
stimmungen entsprechen.

ABSCHNITT 2

P f l e g e f r e i s t e l l u n g

Geltungsbereich

§ 15. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes
gelten für Arbeitnehmer aller Art, deren Arbeits-
verhältnis auf einem privatrechtlichen Vertrag
beruht.

(2) Ausgenommen sind
1. Arbeitsverhältnisse der land- und forstwirt-

schaftlichen Arbeiter, auf die das Land-
arbeitsgesetz 1948, BGBl. Nr. 140, anzu-
wenden ist;
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2. Heimarbeiter, auf die das Heimarbeits-
gesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, anzu-
wenden ist;

3. Arbeitsverhältnisse zu einem Land, einem
Gemeindeverband oder einer Gemeinde;

4. Arbeitsverhältnisse zum Bund, auf die
dienstrechtliche Vorschriften anzuwenden
sind, welche den wesentlichen Inhalt des
Arbeitsverhältnisses zwingend regeln;

5. Arbeitsverhältnisse zu Stiftungen, Anstalten
oder Fonds, auf die das Vertragsbedienste-
tengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, gemäß § 1
Abs. 2 VBG sinngemäß anzuwenden ist.

Pflegefreistellung

§ 16. Ist der Arbeitnehmer nach Antritt des
Arbeitsverhältnisses an der Arbeitsleistung wegen
der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen
Haushalt lebenden erkrankten nahen Angehöri-
gen nachweislich verhindert, so hat er Anspruch
auf Fortzahlung des Entgelts bis zum Höchst-
ausmaß seiner regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit innerhalb eines Arbeitsjahres. Als nahe
Angehörige im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
der Ehegatte und Personen anzusehen, die mit
dem Arbeitnehmer in gerader Linie verwandt
sind, ferner Wahl- und Pflegekinder sowie die
Person, mit der der Arbeitnehmer in Lebens-
gemeinschaft lebt.

Unabdingbarkeit

§ 17. Die Rechte, die dem Arbeitnehmer auf
Grund des § 16 zustehen, können durch Arbeits-
vertrag, Arbeits(Dienst)ordnung, Betriebsverein-
barung oder Kollektivvertrag weder aufgehoben
noch beschränkt werden.

Günstigere Regelungen

§ 18. Gesetzliche Vorschriften, Kollektivver-
träge, Arbeits(Dienst)ordnungen, Betriebsverein-
barungen oder Arbeitsverträge, die den Anspruch
auf Pflegefreistellung im Sinne des § 16 günstiger
regeln, bleiben insoweit unberührt.

ARTIKEL II

Das Journalistengesetz, StGBl. Nr. 88/1920, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 295/
1921, 183/1925, 388/1926, 158/1955 und 108/1958
wird wie folgt geändert:

§ 3 hat zu lauten:
„§ 3. Die Dauer des dem Redakteur zu gewäh-

renden jährlichen Urlaubes muß mindestens
einen Monat, nach mehr als zehnjähriger Dauer
des Arbeitsverhältnisses eineinhalb Monate betra-
gen, innerhalb welcher Zeit die festen Bezüge
fortlaufen. Im übrigen gilt Art. I Abschnitt 1

des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1976 betreffend
die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die
Einführung einer Pflegefreistellung, BGBl.
Nr. 390."

ARTIKEL III

Das Bundesgesetz BGBl. Nr. 359/1928 über
die Regelung des Dienstverhältnisses der Privat-
kraftwagenführer (Privat-Kraftwagenführerge-
setz) in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 174/1946, 313/1964 und 317/1971 wird wie
folgt geändert:

§ 4 hat zu lauten:

„§ 4. Dem Privatkraftwagenführer gebührt in
jedem Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub,
auf den die Vorschriften des Art. I Abschnitt 1
des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1976 betreffend
die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und
die Einführung einer Pflegefreistellung, BGBl.
Nr. 390, anzuwenden sind."

ARTIKEL IV

Das Bundesgesetz BGBl. Nr. 16/1970 über
den Dienstvertrag der Hausbesorger (Hausbesor-
gergesetz) in der Fassung der Bundesgesetze
BGBL Nr. 314/1971, 317/1971 und des Art. III
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 399/1974 wird
geändert wie folgt:

§ 15 hat zu lauten:
„§ 15. (1) Dem Hausbesorger gebührt in jedem

Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub, auf
den die Vorschriften des Art. I Abschnitt 1 des
Bundesgesetzes vom 7. Juli 1976 betreffend
die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und
die Einführung einer Pflegefreistellung, BGBl.
Nr. 390, mit der Maßgabe anzuwenden
sind, daß an Stelle des Urlaubsausmaßes
von 24 Werktagen ein Urlaubsausmaß von 28 Ka-
lendertagen und an Stelle des Urlaubsausmaßes
von 30 Werktagen ein Urlaubsausmaß von 35 Ka-
lendertagen tritt.

(2) Während des Urlaubes behält der Haus-
besorger den Anspruch auf das gesamte Ent-
gelt (§§ 7, 12 und 13)."

ARTIKEL V

Das Bundesgesetz BGBl. Nr. 235/1962 über
die Regelung des Dienstverhältnisses der Haus-
gehilfen und Hausangestellten (Hausgehilfen- und
Hausangestelltengesetz) in der Fassung der Bun-
desgesetze BGBl. Nr. 104/1965, 94/1969, 462/
1969, 317/1971 und des Art. II des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 399/1974 wird geändert wie
folgt:

1. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Dem Dienstnehmer gebührt in jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub, auf
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den, soweit im folgenden nicht anderes be-
stimmt ist, die Vorschriften des Art. I Ab-
schnitt 1 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1976
betreffend die Vereinheitlichung des Urlaubs-
rechtes und die Einführung einer Pflegefreistel-
lung, BGBl. Nr. 390, anzuwenden sind.

(2) Während des Urlaubes gebührt dem Dienst-
nehmer neben den auf die Urlaubszeit entfallen-
den, nach § 3 Abs. 2 abzugeltenden Sachleistun-
gen und auf den gleichen Zeitraum entfallenden
Geldbezügen ein Urlaubszuschuß. Dieser Zu-
schuß beträgt bei einem Urlaubsanspruch von
24 Werktagen das zweifache und bei einem Ur-
laubsanspruch von 30 Werktagen das zweiein-
halbfache der monatlichen Geldbezüge.

(3) Wird der Urlaub an einem Montag ange-
treten oder endet er an einem Samstag, so hat
dem Urlaubsbeginn oder dem Urlaubsende der
arbeitsfreie Sonntag (§ 6 Abs. 1) voranzugehen
oder nachzufolgen. An Sonntagen oder gesetz-
lichen Feiertagen, die in den Urlaub fallen, ist
der Dienstnehmer von der Dienstleistung be-
freit."

2. § 21 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 21. (1) Für die in § 1 Abs. 3 angeführten
Dienstverhältnisse gelten von den Vorschriften
des Abschnittes II nur § 2 Abs. 1 und 3, § 3,
§ 4 Abs. 3, § 5 Abs. 4 bis 6, § 6 Abs. 5, § 7
Abs. 1 und 7, §§ 8, 9, 18, 19 und 20."

ARTIKEL VI

Das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 229/
1937, 174/1946, 159/1947, 108/1958, 253/1959,
292/1971, 317/1971 und 418/1975 wird wie
folgt geändert:

§ 17 hat zu lauten:

„Urlaub

§ 17. Dem Angestellten gebührt in jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub, auf den
die Vorschriften des Art. I Abschnitt 1 des Bun-
desgesetzes vom 7. Juli 1976 betreffend
die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die
Einführung einer Pflegefreistellung, BGBl.
Nr. 390, anzuwenden sind."

ARTIKEL VII

Das Bundesgesetz BGBl. Nr. 538/1923 über
den Dienstvertrag der Angestellten in land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben (Gutsangestellten-
gesetz) in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 229/1937, der Verordnung vom 24. Dezem-
ber 1938, DRGBl. I S. 1999, und der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 174/1946, 159/1947, 183/1947,
108/1958, 253/1959, 117/1960, 293/1971, 317/
1971 und 418/1975 wird wie folgt geändert:

§ 15 hat zu lauten:

„Urlaub

§ 15. Dem Dienstnehmer gebührt in jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub, auf den
die Vorschriften des Art. I Abschnitt 1 des Bun-
desgesetzes vom 7. Juli 1976 betreffend die
Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die
Einführung einer Pflegefreistellung, BGBl.
Nr. 390, anzuwenden sind."

ARTIKEL VIII

Außerkrafttreten von Vorschriften

(1) Mit dem Wirksamwerden des Art. I Ab-
schnitt 1 dieses Bundesgesetzes treten außer
Kraft:

1. Die §§ 17 a, 17 b und 17 c Angestellten-
gesetz, BGBl. Nr. 292/1921,

2. die §§ 15 a, 15 b und 15 c Gutsangestellten-
gesetz, BGBl. Nr. 538/1923,

3. § 32 Abs. 2 Kinder- und Jugendlichen-
Beschäftigungsgesetz, BGBl. Nr. 146/1948;

ferner, insoweit nicht die Länder gemäß Art. 21
B-VG zur Regelung zuständig sind:

4. das Arbeiterurlaubsgesetz 1959, BGBl.
Nr. 24,

5. das Bundesgesetz vom 13. Mai 1964, BGBl.
Nr. 108, betreffend Erkrankung während
des Urlaubes.

(2) Soweit in anderen Bundesgesetzen auf die
durch dieses Bundesgesetz aufgehobenen Vor-
schriften verwiesen wird, treten an deren Stelle
die entsprechenden Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes.

ARTIKEL IX

Übergangsbestimmungen

(1) Bis zum Inkrafttreten des § 6 gelten die
Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 dieses Artikels.

(2) Während des Urlaubes behält der Arbeit-
nehmer den Anspruch auf das Entgelt.

(3) Der Berechnung des Urlaubsentgeltes nach
Abs. 2 ist das Entgelt zugrunde zu legen, das
sich aus der für den Arbeitnehmer geltenden
Normalarbeitszeit ergibt.

(4) Ist Verpflegung vereinbart und nimmt sie
der Arbeitnehmer während des Urlaubes nicht
in Anspruch, so ist ihm an ihrer Stelle ein Betrag
in der Höhe seiner auf die Dauer des Urlaubes
entfallenden Geldbezüge zu vergüten.

(5) Die Beträge nach Abs. 2 bis 4 sind bei
Antritt des Urlaubes für die ganze Urlaubsdauer
im voraus zu bezahlen.

(6) Ein durch dieses Bundesgesetz bewirktes
erhöhtes Urlaubsausmaß gebührt erstmals für
jenes Urlaubsjahr, das ab dem Inkrafttreten dieses
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Bundesgesetzes beginnt. Für das Urlaubsjahr, in
das der 31. Dezember 1976 fällt, gebührt das zu-
sätzliche Urlaubsausmaß aliquot in der Weise,
daß für je begonnene zwei Monate, die in das
Jahr 1977 fallen, ein zusätzlicher Urlaubstag ge-
bührt.

ARTIKEL X

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung

(1) Es treten in Kraft: § 6 des Artikels I mit
1. Jänner 1978; die übrigen Bestimmungen mit
1. Jänner 1977.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut

1. hinsichtlich des § 11 der Bundesminister für
Justiz;

2. hinsichtlich der §§ 8 und 13, soweit sie für
Arbeitnehmer an Betrieben gelten, welche
der bergbehördlichen Aufsicht unterstehen,
der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für soziale Verwaltung;

3. hinsichtlich aller anderen Bestimmungen
und bezüglich aller anderen Arbeitnehmer
der Bundesminister für soziale Verwaltung.

(3) Verordnungen auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes können bereits von
dem seiner Kundmachung folgenden Tag an
erlassen werden. Diese Verordnungen dürfen
frühestens mit dem in Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt in Kraft gesetzt werden.

Kirchschläger
Häuser Broda Weihs

3 9 1 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1976,
mit dem das Heimarbeitsgesetz 1960 geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/
1961, in der Fassung des Art. III des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 317/1971 und des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 303/1975 wird geändert wie
folgt:

1. Im § 20 Abs. 2 sind die Worte „im Sinne
des Abs. 5" durch die Worte „im Sinne des § 20 a
Abs. 1" zu ersetzen.

2. § 20 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Das Ausmaß des Urlaubes beträgt für
jeden Monat des Beschäftigungsverhältnisses, für
den ein Urlaubsanspruch nicht verbraucht wurde,
zwei Werktage; hat das Beschäftigungsverhältnis

ununterbrochen mehr als 20 Jahre (240 Monate)
gedauert, so erhöht sich das Urlaubsausmaß auf
zweieinhalb Werktage."

3. Die Abs. 4 bis 7 des § 20 haben zu entfallen.

4. Der bisherige Abs. 8 des § 20 erhält die
Bezeichnung „Abs. 4".

5. Nach § 20 ist ein § 20 a einzufügen, der
samt Überschrift zu lauten hat:

„Anrechnungsbestimmungen

§ 20 a. (1) Für die Bemessung des Urlaubs-
ausmaßes sind Beschäftigungsverhältnisse und
Zeiten eines Arbeitsverhältnisses bei demselben
Auftraggeber (Arbeitgeber), die keine längeren
Unterbrechungen als jeweils drei Monate aufwei-
sen, zusammenzurechnen. Diese Zusammenrech-
nung unterbleibt jedoch, wenn die Unterbrechung
des Beschäftigungsverhältnisses dadurch eingetre-
ten ist, daß es der Heimarbeiter ohne wichtigen
Grund vorzeitig aufgelöst hat oder die Unter-
brechung des Arbeitsverhältnisses durch eine
Kündigung des Arbeitsverhältnisses seitens des
Arbeitnehmers, durch einen vorzeitigen Austritt
ohne wichtigen Grund oder eine vom Arbeit-
nehmer verschuldete Entlassung eingetreten ist.

(2) Für die Bemessung des Urlaubsausmaßes
sind anzurechnen:

1. die in einem anderen Beschäftigungsverhält-
nis (Arbeitsverhältnis) im Inland zugebrachte
Beschäftigungszeit (Dienstzeit), sofern sie
mindestens je sechs Monate gedauert hat;

2. die über die Erfüllung der allgemeinen Schul-
pflicht hinausgehende Zeit eines Studiums
an einer inländischen allgemeinbildenden hö-
heren oder einer berufsbildenden mittleren
oder höheren Schule oder einer Akademie
im Sinne des Schulorganisationsgesetzes 1962,
BGBl. Nr. 242, oder an einer diesen gesetz-
lich geregelten Schularten vergleichbaren
Schule, in dem für dieses Studium nach den
schulrechtlichen Vorschriften geltenden Min-
destausmaß, höchstens jedoch im Ausmaß
von vier Jahren. Als Zeitpunkt des mög-
lichen Studienabschlusses ist bei Studien, die
mit dem Schuljahr enden, der 30. Juni und
bei Studien, die mit dem Kalenderjahr en-
den, der 31. Dezember anzusehen. Zeiten des
Studiums an einer vergleichbaren ausländi-
schen Schule sind wie inländische Schulzeiten
anzurechnen, wenn das Zeugnis einer solchen
ausländischen Schule dm Sinne der Europä-
ischen Konvention über die Gleichwertigkeit
von Reifezeugnissen (BGBl. Nr. 44/1957)
oder eines entsprechenden internationalen
Abkommens für die Zulassung zu den Uni-
versitäten als einem inländischen Reifezeug-
nis gleichwertig anzusehen ist oder wenn
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es nach den Bestimmungen des Schulunter-
richtsgesetzes (Bundesgesetz vom 6. Feber
1974, BGBl. Nr. 139) über die Nostrifika-
tion ausländischer Zeugnisse nostrifiziert
werden kann;

3. die gewöhnliche Dauer eines mit Erfolg ab-
geschlossenen Hochschulstudiums bis zum
Höchstausmaß von fünf Jahren;

4. Zeiten, für welche eine Haftentschädigung
gemäß § 13 a Abs. 1 oder § 13 c Abs. 1 des
Opferfürsorgegesetzes 1947, BGBl. Nr. 183,
gebührt. Diese Anrechnung findet nicht statt,
soweit ein Arbeitsverhältnis während der
Haft aufrechtgeblieben und aus diesem
Grund für die Urlaubsdauer zu berücksich-
tigen äst;

5. Zeiten der Tätigkeit als Entwicklungshelfer
für eine Entwicklungshilfeorganisation im
Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 10. Juli 1974, BGBl. Nr. 474;

6. Zeiten einer im Inland zugebrachten selb-
ständigen Erwerbstätigkeit, sofern sie min-
destens je sechs Monate gedauert hat.

(3) Zeiten nach Abs. 2 Z. 1, 5 und 6 sind
insgesamt nur bis zum Höchstausmaß von
fünf Jahren anzurechnen. Zeiten nach Z. 2 sind
darüber hinaus bis zu einem Höchstausmaß von
weiteren zwei Jahren anzurechnen.

(4) Fallen anrechenbare Zeiten zusammen, so
sind sie für die Bemessung der Urlaubsdauer nur
einmal zu berücksichtigen."

6. § 21 samt Überschrift hat zu lauten:

„Verbrauch des Urlaubes, Verbot der Ausgabe
von Heimarbeit

§ 21. (1) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes
ist zwischen dem Auftraggeber und dem Heim-
arbeiter unter Rücksichtnahme auf die Erforder-
nisse des Betriebes und die Erholungsmöglich-
keiten des Heimarbeiters zu vereinbaren. Diese
Vereinbarung hat so zu erfolgen, daß in jedem
Beschäftigungsjahr der gebührende Urlaub ver-
braucht werden kann.

(2) Für Zeiträume einer Arbeitsverhinderung
gemäß § 27 darf der Urlaubsantritt nicht verein-
bart werden, wenn diese Arbeitsverhinderung
bereits bei Abschluß der Vereinbarung bekannt
war. Geschieht dies dennoch, so gilt der Zeitraum
der Arbeitsverhinderung nicht als Urlaub.

(3) Der Urlaub kann in Teilen gewährt wer-
den, doch darf kein Teil weniger als sechs Werk-
tage betragen.

(4) Hat der Heimarbeiter in Betrieben, in
denen ein für ihn zuständiger Betriebsrat errich-
tet ist, den von ihm gewünschten Zeitpunkt für
den Antritt seines Urlaubes oder eines Urlaubs-
teiles in der Dauer von mindestens zwölf Werk-

tagen dem Auftraggeber mindestens drei Monate
vorher bekanntgegeben und kommt eine Eini-
gung zwischen dem Auftraggeber und dem Heim-
arbeiter nicht zustande, so sind die Verhandlun-
gen unter Beiziehung des Betriebsrates fortzu-
setzen. Kommt auch dann keine Einigung zu-
stande, so kann der Heimarbeiter den Urlaub
zu dem von ihm vorgeschlagenen Zeitpunkt an-
treten, es sei denn, der Auftraggeber hat wäh-
rend eines Zeitraumes, der nicht mehr als acht
und nicht weniger als sechs Wochen vor dem
vom Heimarbeiter vorgeschlagenen Zeitpunkt des
Urlaubsantrittes liegen darf, wegen des Zeit-
punktes des Urlaubsantrittes die Klage beim zu-
ständigen Arbeitsgericht eingebracht.

(5) Der Urlaubsanspruch verjährt nach Ablauf
von zwei Jahren ab Ende des Beschäftigungs-
jahres, in dem er entstanden ist.

(6) Für die Dauer des Urlaubes und während
dessen Ablaufes darf Heimarbeit an den Heim-
arbeiter nicht ausgegeben werden."

7. Nach § 21 ist ein § 21 a einzufügen, der samt
Überschrift zu lauten hat:

„Erkrankung während des Urlaubes

§ 21 a. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Heim-
arbeiter während des Urlaubes, ohne dies vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu
haben, so werden auf Werktage fallende Tage der
Erkrankung, an denen der Heimarbeiter durch
die Erkrankung arbeitsunfähig war, auf das Ur-
laubsausmaß nicht angerechnet, wenn die Er-
krankung länger als drei Kalendertage gedauert
hat.

(2) Übt ein Heimarbeiter während seines Ur-
laubes eine dem Erholungszweck widerspre-
chende Erwerbstätigkeit aus, so findet Abs. 1
keine Anwendung, wenn die Erkrankung (der
Unglücksfall) mit dieser Erwerbstätigkeit in ur-
sächlichem Zusammenhang steht.

(3) Der Heimarbeiter hat dem Auftraggeber
nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkran-
kung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Grün-
den, die nicht vom Heimarbeiter zu vertreten
sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung als
rechtzeitig erfolgt, wenn sie unmittelbar nach
Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt wird.
Bei Wiederaufnahme der Beschäftigung hat der
Heimarbeiter ohne schuldhafte Verzögerung ein
ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung des zu-
ständigen Krankenversicherungsträgers ober Be-
ginn, Dauer und Ursache der Arbeitsunfähigkeit
vorzulegen. Erkrankt der Heimarbeiter während
eines Urlaubes im Ausland, so muß dem ärzt-
lichen Zeugnis eine behördliche Bestätigung dar-
über beigefügt sein, daß es von einem zur Aus-
übung des Arztberufes zugelassenen Arzt aus-
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gestellt wurde. Eine solche behördliche Bestäti-
gung ist nicht erforderlich, wenn die ärztliche
Behandlung stationär oder ambulant in einer
Krankenanstalt erfolgte und hierüber eine Be-
stätigung dieser Anstalt vorgelegt wird. Kommt
der Heimarbeiter diesen Verpflichtungen nicht
nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden."

8. § 22 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das Urlaubsentgelt beträgt bei einem
Urlaubsausmaß (§ 20 Abs. 3) von zwei Werk-
tagen für jeden Monat des Beschäftigungsverhält-
nisses 8 v. H. und bei einem Urlaubsausmaß
von zweieinhalb Werktagen 10 v. H. des Arbeits-
entgeltes, das für den Urlaubszeitraum (§ 20
Abs. 2) gebührt hat."

9. Nach § 22 ist ein § 22 a einzufügen, der samt
Überschrift zu lauten hat:

„Ablöseverbot

§ 22 a. Vereinbarungen zwischen Auftraggeber
und Heimarbeiter, die für den Nichtverbrauch
des Urlaubes Geld oder sonstige Vermögenswerte
Leistungen des Auftraggebers vorsehen, sind
rechtsunwirksam."

10. § 23 samt Überschrift hat zu lauten:

„Abfindung und Urlaubsentschädigung

§ 23. (1) Wird das Beschäftigungsverhältnis
des Heimarbeiters vor Erwerb eines Urlaubs-
anspruches (§ 20 Abs. 1) gelöst, so gebührt dem
Heimarbeiter eine Abfindung der Anwartschaft
auf Urlaub. Diese Abfindung ist je nach der Ge-
samtdauer des Beschäftigungsverhältnisses mit
dem gemäß § 22 in Betracht kommenden Hun-
dertsatz des Arbeitsentgeltes zu bemessen, das für
den durch einen Urlaubsanspruch nicht erfaßten
Zeitraum gebührt.

(2) Wird das Beschäftigungsverhältnis vor Ver-
brauch des erworbenen Urlaubsanspruches gelöst,
so gebührt dem Heimarbeiter eine Urlaubsent-
schädigung in der Höhe des Urlaubsentgeltes, das
gebührt hätte, wenn der Urlaub tatsächlich ver-
braucht worden wäre.

(3) Der Heimarbeiter verliert den Anspruch
auf Urlaubsentschädigung und Abfindung, wenn
er das Beschäftigungsverhältnis ohne wichtigen
Grund vorzeitig auflöst.

(4) Endet das Beschäftigungsverhältnis durch
den Tod des Heimarbeiters, so gebührt die Ur-
laubsentschädigung beziehungsweise die Abfin-
dung den Erben."

11. § 26 Abs. 2 zweiter und dritter Satz haben
zu lauten:

„Der Zuschlag muß mit mindestens 8 v. H. be-
messen sein. liegt eine solche Festsetzung nicht
vor, so beträgt der Zuschlag 8 v. H."

Artikel II

I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1977 in Kraft.

(2) Bei Urlaubszeiträumen, deren Beschäf-
tigungsmonate teils vor und teils nach dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes liegen, richtet
sich das Ausmaß des Urlaubes und die Höhe des
Urlaubsentgeltes für jene Beschäftigungsmonate,
die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
liegen, nach den Bestimmungen des Heimarbeits-
gesetzes in der bisherigen Fassung, für Beschäf-
tigungsmonate, die nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes liegen, nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Häuser

392 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1976,
mit dem das Landarbeitsgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Landarbeitsgesetzes

Die im Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/1948,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 279/
1957, 92/1959, 241/1960, 97/1961, 10/1962, 194/
1964, 238/1965, 265/1967, 283/1968, 463/1969,
239/1971, 318/1971, 333/1971, 457/1974, 782/
1974 und 360/1975 für die Regelung des Ar-
beitsrechtes in der Land- und Forstwirtschaft
gemäß Art. 12 Abs. 1 Z. 6 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung der B-VG-No-
velle 1974, BGBl. Nr. 444, aufgestellten Grund-
sätze werden wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Land- und forstwirtschaftliche Angestellte
sind Personen, die in Betrieben der Land-
und Forstwirtschaft vorwiegend zur Leistung
höherer oder kaufmännischer Dienste oder zu
Kanzleiarbeiten angestellt sind, wenn die verein-
barte oder tatsächlich geleistete Arbeitszeit bezo-
gen auf den Monat mindestens ein Fünftel des
4,3fachen der durch Gesetz oder Kollektivvertrag
vorgesehenen wöchentlichen Normalarbeitszeit
beträgt."

2. § 4 hat zu latuen:

„§ 4. (1) Die Bestimmungen der Abschnitte 2,
7, 8, 11 und 12 sowie die §§ 40 bis 51 des
Abschnittes 3 und die §§ 65 bis 70 des Abschnit-
tes 4 finden auf die Angestellten in der Land- und
Forstwirtschaft keine Anwendung.
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(2) Für Dienstnehmer, die in land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben einer öffentlich-recht-
lichen Körperschaft oder in Betrieben eines
öffentlichen Fonds beschäftigt sind, gelten die
Vorschriften der Landarbeitsordnungen nur inso-
weit, als für diese Dienstnehmer keine besonderen
Vorschriften für Rechtsgebiete bestehen, die in
den einzelnen Abschnitten dieses Bundesgesetzes
geregelt sind. Die Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes gelten hingegen nicht für Be-
dienstete, die in land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben des Bundes, eines Bundeslandes, einer
Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes be-
schäftigt sind."

3. Die §§ 65 bis 70 haben samt Überschrift
zu lauten:

„Urlaub
§ 65. (1) D,em Dienstnehmer gebührt für jedes

Dienstjahr ein ununterbrochener bezahlter Ur-
laub. Das Urlaubsausmaß beträgt bei einer
Dienstzeit von weniger als 20 Jahren 24 Werk-
tage und erhöht sich nach Vollendung des
20. Jahres auf 30 Werktage.

(2) Der Anspruch auf Urlaub entsteht im er-
sten Dienstjahr nach Zurücklegung einer ununter-
brochenen Dienstzeit von sechs Monaten (Warte-
zeit), sonst mit Beginn des Dienstjahres.

(3) Alle Zeiten, die der Dienstnehmer in un-
mittelbar vorangegangenen Dienst(Lehr)verhält-
nissen zum selben Dienstgeber zurückgelegt hat,
gelten für die Erfüllung der Wartezeit, die Be-
messung des Urlaubsausmaßes und die Berech-
nung des Urlaubsjahres als Dienstzeiten.

(4) Die Ausführungsgesetzgebung kann zulas-
sen, daß durch Kollektivvertrag oder Betriebs-
vereinbarung anstelle des Dienstjahres das Kalen-
derjahr oder ein anderer Jahreszeitraum als
Urlaubsjahr vereinbart werden. Solche Verein-
barungen können unbeschadet der Bestimmung
des § 208 vorsehen, daß

1. Dienstnehmer, deren Dienstvertrag im lau-
fenden Urlaubsjahr begründet wurde und
welche die Wartezeit zu Beginn des neuen
Urlaubsjahres noch nicht erfüllt haben, für
jeden begonnenen Monat V12 des Jahres-
urlaubes erhalten; ist die Wartezeit erfüllt,
gebührt der volle Urlaub;

2. ein höheres Urlaubsausmaß erstmals in je-
nem Kalenderjahr (Jahreszeitraum) gebührt,
in das (in den) der überwiegende Teil des
Dienstjahres fällt;

3. die Ansprüche der zu Beginn des neuen Ur-
laubsjahres mindestens ein Jahr beim sel-
ben Dienstgeber beschäftigten Dienstnehmer
für den Umstellungszeitraum gesondert be-
rechnet werden. Umstellungszeitraum ist der
Zeitraum vom Beginn des Dienstjahres bis
zum Ende des folgenden Kalenderjahres oder
des sonstigen vereinbarten Jahreszeitraumes.
Jedenfalls muß für den Umstellungszeitraum

dem Dienstnehmer ein voller Urlaubsan-
spruch und ein zusätzlicher aliquoter An-
spruch für den Zeitraum vom Beginn des
Dienstjahres bis zum Beginn des neuen Ur-
laubsjahres zustehen. Auf den Urlaubsan-
spruch im Umstellungszeitraum ist ein für
das Dienstjahr vor der Umstellung gebüh-
render und bereits verbrauchter Urlaub an-
zurechnen.

Anrechnungsbestimmungen

§ 65 a. (1) Für die Bemessung des Urlaubs-
ausmaßes sind Dienstzeiten bei demselben Dienst-
geber, die keine längeren Unterbrechungen als
jeweils drei Monate aufweisen, zusammenzurech-
nen. Diese Zusammenrechnung unterbleibt je-
doch, wenn die Unterbrechung durch eine Kün-
digung des Dienstverhältnisses seitens des Dienst-
nehmers, durch einen vorzeitigen Austritt ohne
wichtigen Grund oder eine vom Dienstnehmer
verschuldete Entlassung eingetreten ist.

(2) Für die Bemessung des Urlaubsausmaßes
sind anzurechnen:

1. die in einem anderen Dienstverhältnis oder
einem Beschäftigungsverhältnis im Sinne
des Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBl.
Nr. 105/1961, im Inland zugebrachte Dienst-
zeit sowie die Beschäftigung als familien-
eigene Arbeitskraft (§ 3 Abs. 2), sofern sie
mindestens je sechs Monate gedauert hat;

2. die über die Erfüllung der allgemeinen
Schulpflicht hinausgehende Zeit eines Stu-
diums an einer inländischen allgemeinbil-
denden höheren oder einer Berufsbildenden
mittleren oder höheren Schule oder einer
Akademie im Sinne des Schulorganisationsge-
setzes 1962, BGBl. Nr. 242, oder an einer die-
sen gesetzlich geregelten Schularten vergleich-
baren Schule, in dem für dieses Studium nach
den schulrechtlichen Vorschriften geltenden
Mindestausmaß, höchstens jedoch im Aus-
maß von vier Jahren. Als Zeitpunkt
des möglichen Studienabschlusses ist bei Stu-
dien, die mit dem Schuljahr enden, der
30. Juni und bei Studien, die mit dem
Kalenderjahr enden, der 31. Dezember an-
zusehen. Zeiten des Studiums an einer ver-
gleichbaren ausländischen Schule sind wie in-
ländische Schulzeiten anzurechnen, wenn das
Zeugnis einer solchen ausländischen Schule
im Sinne der Europäischen Konvention über
die Gleichwertigkeit von Reifezeugnissen
(BGBl. Nr. 44/1957) oder eines entsprechen-
den internationalen Abkommens für die
Zulassung zu den Universitäten als einem
inländischen Reifezeugnis gleichwertig anzu-
sehen ist oder, wenn es nach den Bestim-
mungen des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 139/1974, über die Nostrifikation aus-
ländischer Zeugnisse nostrifiziert werden
kann;



116. Stück — Ausgegeben am 3. August 1976 — Nr. 392 1411

3. Zeiten, für welche eine Haftentschädigung
gemäß § 13 a Abs. 1 oder § 13 c Abs. 1 des
Opferfürsorgegesetzes 1947, BGBl. Nr. 133,
gebührt. Diese Anrechnung findet nicht statt,
soweit ein Dienstverhältnis während der
Haft aufrecht geblieben und aus diesem
Grunde für die Urlaubsdauer zu berück-
sichtigen ist;

4. Zeiten der Tätigkeit als Entwicklungshelfer
für eine Entwicklungshilfeorganisation im
Sinne des § 1 Abs. 2 Entwicklungshilfe-
gesetz, BGBl. Nr. 474/1974;

5. Zeiten einer im Inland zugebrachten selb-
ständigen Erwerbstätigkeit, sofern sie min-
destens je sechs Monate gedauert hat.

(3) Zeiten nach Abs. 2 Z. 1, 4 und 5 sind
insgesamt nur bis zum Höchstausmaß von fünf
Jahren anzurechnen. Zeiten nach Z. 2 sind
darüber hinaus bis zu einem Höchstausmaß von
weiteren zwei Jahren anzurechnen.

(4) Fallen anrechenbare Zeiten zusammen, so
sind sie für die Bemessung der Urlaubsdauer
nur einmal zu berücksichtigen.

Verbrauch des Urlaubes

§ 65 b. (1) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes
ist zwischen dem Dienstgeber und dem Dienst-
nehmer unter Rücksichtnahme auf die Erforder-
nisse des Betriebes und die Erholungsmöglichkeit
des Dienstnehmers zu vereinbaren. Diese Ver-
einbarung hat so zu erfolgen, daß der Urlaub
möglichst bis zum Ende des Urlaubsjahres, in
dem der Anspruch entstanden ist, verbraucht
werden kann.

(2) Für Zeiträume, während deren ein Dienst-
nehmer wegen Krankheit, Unglücksfall, Arbeits-
unfall oder Berufskrankheit an der Dienstleistung
verhindert ist oder während deren er sonst An-
spruch auf Entgeltfortzahlung bei Entfall der
Dienstleistung hat, darf der Urlaubsantritt nicht
vereinbart werden, wenn diese Umstände bereits
bei Abschluß der Vereinbarung bekannt waren.
Geschieht dies dennoch, gilt der Zeitraum der
Dienstverhinderung nicht als Urlaub.

(3) Der Urlaub kann in zwei Teilen verbraucht
werden, doch muß ein Teil mindestens sechs
Werktage betragen.

(4) Hat der Dienstnehmer in Betrieben, in
denen ein für ihn zuständiger Betriebsrat er-
richtet ist, den von ihm gewünschten Zeitpunkt
für den Antritt seines Urlaubes oder eines Ur-
laubsteiles in der Dauer von mindestens 12 Werk-
tagen dem Dienstgeber mindestens drei Mo-
nate vorher bekanntgegeben und kommt eine
Einigung zwischen dem Dienstgeber und dem
Dienstnehmer nicht zustande, so sind die Ver-
handlungen unter Beiziehung des Betriebsrates

fortzusetzen. Kommt auch dann keine Einigung
zustande, so kann der Dienstnehmer den Ur-
laub zu dem von ihm vorgeschlagenen Zeitpunkt
antreten, es sei denn, der Dienstgeber hat
während eines Zeitraumes, der nicht mehr als
acht und nicht weniger als sechs Wochen vor
dem vom Dienstnehmer vorgeschlagenen Zeit-
punkt des Urlaubsantrittes liegen darf, wegen
des Zeitpunktes des Urlaubsantrittes die Klage
beim zuständigen Arbeitsgericht eingebracht.

(5) Der Urlaubsanspruch verjährt nach Ablauf
von zwei Jahren ab dem Ende des Urlaubs-
jahres, in dem er entstanden ist.

Erkrankung während des Urlaubes

§ 65 c. (1) Erkrankt oder verunglückt ein
Dienstnehmer während des Urlaubes, ohne dies
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt
zu. haben, so werden auf Werktage fallende
Tage der Erkrankung, an denen der Dienstneh-
mer durch die Erkrankung arbeitsunfähig war,
auf das Urlaubsausmaß nicht angerechnet, wenn
die Erkrankung länger als drei Kalendertage ge-
dauert hat.

(2) Übt ein Dienstnehmer während seines
Urlaubes eine dem Erholungszweck widerspre-
chende Erwerbstätigkeit aus, so findet Abs. 1
keine Anwendung, wenn die Erkrankung (der
Unglücksfall) mit dieser Erwerbstätigkeit in ur-
sächlichem Zusammenhang steht.

(3) Der Dienstnehmer hat dem Dienstgeber
nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkrankung
unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Gründen,
die nicht vom Dienstnehmer zu vertreten sind,
nicht möglich, so gilt die Mitteilung als rechtzeitig
erfolgt, wenn sie unmittelbar nach Wegfall des
Hinderungsgrundes nachgeholt wird. Bei Wieder-
antritt des Dienstes hat der Dienstnehmer ohne
schuldhafte Verzögerung ein ärztliches Zeug-
nis oder eine Bestätigung des zuständigen Kran-
kenversicherungsträgers über Beginn, Dauer und
Ursache der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. Er-
krankt der Dienstnehmer während eines Ur-
laubes im Ausland, so muß dem ärztlichen Zeug-
nis eine behördliche Bestätigung darüber bei-
gefügt sein, daß es von einem zur Ausübung
des Arztberufes zugelassenen Arzt ausgestellt
wurde. Eine solche behördliche Bestätigung ist
nicht erforderlich, wenn die ärztliche Behandlung
stationär oder ambulant in einer Krankenan-
stalt erfolgte und hierüber eine Bestätigung dieser
Anstalt vorgelegt wird. Kommt der Dienst-
nehmer diesen Verpflichtungen nicht nach, so
ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

Urlaubsentgelt

§ 65 d. (1) Während des Urlaubes behält der
Dienstnehmer den Anspruch auf das Entgelt nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen.
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(2) Ein nach Wochen, Monaten oder längeren
Zeiträumen bemessenes Entgelt darf für die Ur-
laubsdauer nicht gemindert werden.

(3) In allen anderen Fällen ist für die Urlaubs-
dauer das regelmäßige Entgelt zu zahlen. Regel-
mäßiges Entgelt ist jenes Entgelt, das dem
Dienstnehmer gebührt hätte, wenn der Urlaub
nicht angetreten worden wäre.

(4) Bei Akkord-, Stück- oder Gedinglöhnen,
akkordähnlichen oder sonstigen leistungsbezoge-
nen Prämien oder Entgelten ist das Urlaubsent-
gelt nach dem Durchschnitt der letzten drei-
zehn voll gearbeiteten Wochen unter Ausschei-
dung nur ausnahmsweise geleisteter Arbeiten
zu berechnen.

(5) Ist Kost vereinbart und nimmt sie der
Dienstnehmer während des Urlaubes nicht in An-
spruch, so gebührt ihm an ihrer Stelle für jeden
Urlaubstag einschließlich der in den Urlaub
fallenden Sonn- und Feiertage eine Vergütung
in der Höhe des Eineinhalbfachen der für Zwecke
der Sozialversicherung festgesetzten Bewertungs-
sätze.

(6) Die Ausführungsgesetzgebung kann zu-
lassen, daß durch Kollektivvertrag bestimmt wird,
welche Leistungen des Dienstgebers als Urlaubs-
entgelt anzusehen sind. Weiters kann die Aus-
führungsgesetzgebung zulassen, die Berechnungs-
art für die Regelung der Höhe des Urlaubs-
entgeltes durch Kollektivvertrag abweichend von
Abs. 3 bis 5 zu regeln.

(7) Das Urlaubsentgelt ist bei Antritt des Ur-
laubes für die ganze Urlaubsdauer im voraus
zu zahlen.

Ablöseverbot

§ 66. Vereinbarungen zwischen Dienstgeber
und Dienstnehmer, die für den NichtVerbrauch
des Urlaubes Geld oder sonstige Vermögenswerte
Leistungen des Dienstgebers vorsehen, sind rechts-
unwirksam.

Aufzeichnungen

§ 67. (1) Der Dienstgeber hat Aufzeichnungen
zu führen, aus denen hervorgeht

1. der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Dienst-
nehmers, die angerechneten Dienstzeiten und
die Dauer des dem Dienstnehmer zustehen-
den bezahlten Urlaubes;

2. die Zeit, in welcher der Dienstnehmer seinen
bezahlten Urlaub genommen hat;

3. das Entgelt, das der Dienstnehmer für die
Dauer des bezahlten Urlaubes erhalten hat,
und der Zeitpunkt der Auszahlung;

4. wenn das Urlaubsjahr nicht nach dem
Dienstjahr berechnet wird, der Zeitpunkt,
ab dem die Umstellung gilt, und die Norm,
auf Grund der die Umstellung erfolgt ist,

sowie das Ausmaß der dem Dienstnehmer
für den Umstellungszeitraum gebührenden
Urlaubsansprüche und der Zeitraum, in dem
dieser Urlaub verbraucht wurde.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 ist
auch dann erfüllt, wenn diese Angaben aus
Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienstgeber
zum Nachweis der Erfüllung anderer Verpflich-
tungen führt.

Urlaubsentschädigung

§ 68. (1) Dem Dienstnehmer gebührt eine
Entschädigung in der Höhe des noch ausstehen-
den Urlaubsentgeltes, wenn das Dienstverhältnis
nach Entstehung des Urlaubsanspruches, jedoch
vor Verbrauch des Urlaubes endet durch:

1. Entlassung ohne Verschulden des Dienst-
nehmers;

2. begründeten vorzeitigen Austritt des Dienst-
nehmers;

3. Kündigung seitens des Dienstgebers, wenn
die Kündigungsfrist weniger als drei Monate
beträgt;

4. Kündigung seitens des Dienstgebers, wenn
die Kündigungsfrist mindestens drei Mo-
nate beträgt und der Urlaub während der
Kündigungsfrist nicht verbraucht werden
konnte oder dem Dienstnehmer der Urlaubs-
verbrauch während der Kündigungsfrist nicht
zumutbar war;

5. Zeitablauf, einvernehmliche Lösung oder
Kündigung seitens des Dienstnehmers, wenn
in diesen Fällen bereits mehr als die Hälfte
des Urlaubsjahres verstrichen ist.

(2) Eine Entschädigung im Sinne des Abs. 1
gebührt den Erben, wenn das Dienstverhältnis
nach Entstehung des Urlaubsanspruches, jedoch
vor Verbrauch des Urlaubes durch den Tod
des Dienstnehmers endet.

Urlaubsabfindung

§ 69. (1) Dem Dienstnehmer gebührt eine Ab-
findung, wenn das Dienstverhältnis vor Ver-
brauch des Urlaubes endet und kein Anspruch
auf Urlaubsentschädigung besteht. Die Abfindung
beträgt für jede Woche seit Beginn des Ur-
laubsjahres, in dem ein Urlaub nicht verbraucht
wurde, 1/52 des Urlaubsentgeltes.

(2) Eine Abfindung im Sinne des Abs. 1 ge-
bührt den Erben, wenn das Dienstverhältnis
durch den Tod des Dienstnehmers endet.

(3) Die Abfindung gebührt nicht, wenn der
Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig
austritt.

Pfändungsschutz

§ 70. Das Urlaubsentgelt, die Urlaubsent-
schädigung und die Urlaubsabfindung sind der
Exekution entzogen, soweit sie nicht Unterhalts-
ansprüche betrifft."
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4. Dem § 180 Abs. 3 ist nachstehender Satz
anzufügen:

„Bei älteren Dienstnehmern sind sowohl bei
der Prüfung, ob eine Kündigung sozial un-
gerechtfertigt ist, als auch beim Vergleich sozialer
Gesichtspunkte der Umstand einer vieljährigen
ununterbrochenen Beschäftigungszeit im Betrieb
oder Unternehmen, dem der Betrieb angehört,
sowie die wegen des höheren Lebensalters zu er-
wartenden Schwierigkeiten bei der Wiederein-
gliederung in den Arbeitsprozeß besonders zu
berücksichtigen."

5. Der letzte Halbsatz des § 180 Abs. 4 vierter
Satz hat zu lauten:

„in diesem Fall ist ein Vergleich sozialer Ge-
sichtspunkte im Sinne des Abs. 3 nicht vorzu-
nehmen."

6. Dem § 183 Abs. 1 ist nachstehender Satz
anzufügen:

„Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat von
einer schriftlichen Anzeige an das zuständige Ar-
beitsamt auf Grund einer gemäß § 45 a des Ar-
beitsmarktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969,
erlassenen Verordnung unverzüglich in Kenntnis
zu setzen."

7. § 199 Abs. 2 hat zu entfallen.

8. Der erste Satz des § 207 hat zu lauten:

„§ 207. Die Ausführungsgesetzgebung hat zu
bestimmen, daß Übertretungen der Vorschriften
der §§ 7 Abs. 1, 56 bis 63, 67, 71 bis 77, 82
bis 85, 96 Abs. 7, 100 Abs. 2, 130 Abs. 3, 188
Abs. 4 und 205 von den Bezirksverwaltungsbe-
hörden zu bestrafen sind."

Artikel II

Übergangsbestimmungen

W e i t e r g e l t e n v o n R e g e l u n g e n

(1) Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzu-
sehen, daß die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestehenden, für die Dienst-
nehmer günstigeren Urlaubsregelungen, insbeson-
dere in Kollektivverträgen, Arbeits(Dienst)ord-
nungen, Betriebsvereinbarungen oder Einzelar-
beitsverträgen unberührt bleiben.

(2) Bestehende Vereinbarungen durch Kollek-
tivvertrag oder Betriebsvereinbarung in Ange-
legenheiten, in denen nach den Bestimmungen
der §§ 65 Abs. 4 und 65 d Abs. 6 dieses Bundes-
gesetzes abweichende Regelungen durch Kollek-
tivvertrag oder Betriebsvereinbarung zulässig
sind, gelten als solche Regelungen, insoweit sie
der vorgenannten Bestimmung entsprechen.

(3) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens eines
Ausführungsgesetzes zu diesem Bundesgesetz an-

hängigen Verfahren über die Anfechtung von
Kündigungen sowie über den Abschluß, die Ab-
änderung oder Aufhebung von Betriebsverein-
barungen im Sinne des § 184 Abs. 3 des Land-
arbeitsgesetzes sind nach den Bestimmungen des
betreffenden Ausführungsgesetzes durchzufüh-
ren.

Inkrafttreten und Vollziehung

Artikel III

Artikel I und II treten gegenüber den Ländern
für die Ausführungsgesetzgebung mit dem Tage
der Kundmachung, im übrigen in jedem Lande
gleichzeitig mit dem in dem betreffenden Land
erlassenen Ausführungsgesetz in Kraft.

Artikel IV

Die Ausführungsgesetze der Bundesländer zu
den Grundsätzen des Art. I sind binnen sechs
Monaten, vom Tage der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes an gerechnet, zu erlassen.

Artikel V

Mit der Wahrnehmung der dem Bunde gemäß
Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung 1929 zustehenden Rechte ist der
Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger
Häuser

393 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1976,
mit dem das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972, BGBl.
Nr. 414, wird geändert wie folgt:

1. a) Im § 2 Abs. 1 lit. a ist nach dem Wort
„Kaminausschleiferbetriebe" anstelle des Strich-
punktes ein Beistrich zu setzen und sind fol-
gende Worte anzufügen: „Fassadenbeschichtungs-
betriebe (ausgenommen Betriebe der Maler und
Anstreicher);"

b) Im § 2 Abs. 1 ist der Punkt am Ende der
lit. f durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
sind nachstehende lit. g und h anzufügen:

„g) Spezialbetriebe, die Tätigkeiten verrichten,
die ihrer Art nach in den Tätigkeitsbereich
der Betriebe nach lit. a bis f fallen;

h) Personalbereitstellungsbetriebe bezüglich
jener Arbeitnehmer, die zu Tätigkeiten
überlassen werden, die ihrer Art nach in
den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach
lit. a bis g fallen."
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2. a) § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Betriebe, in denen sowohl Tätigkeiten,
die ihrer Art nach in den Tätigkeitsbereich der
Betriebe nach § 2 fallen, als auch Tätigkeiten
verrichtet werden, die ihrer Art nach nicht in
diese Tätigkeitsbereiche fallen, unterliegen als
Mischbetriebe nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. Aus-
genommen sind Betriebe, in denen die Tätigkei-
ten im Sinne des § 2 ausschließlich für den eigenen
Betrieb vorgenommen werden."

b) § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) In Mischbetrieben, in denen keine organi-
satorische Trennung in Betriebsabteilungen be-
steht, unterliegen nur jene Arbeitnehmer den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die über-
wiegend Tätigkeiten verrichten, die ihrer Art
nach in den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach
§ 2 fallen."

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 3 erhalten
die Bezeichnung Abs. 4 und 5.

3. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Nach Beschäftigungszeiten von je-
weils 46 Anwartschaftswochen (Anwartschafts-
periode) gebührt dem Arbeitnehmer ein Urlaub
von 24 Werktagen; er erhöht sich auf 30 Werk-
tage, wenn Beschäftigungszeiten von mindestens
920 Anwartschaftswochen erreicht wurden.

(2) Der Arbeitnehmer erwirbt für jeden vom
Arbeitgeber zu leistenden Zuschlag zum Lohn
(§ 21) eine Anwartschaft auf den Zuschlagswert.
Die Anwartschaften sind entsprechend dem Ur-
laubsausmaß auf gemeinsamen Antrag der zu-
ständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaf-
ten der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber durch
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver-
waltung festzusetzen. Hiebei hat die sich aus den
in der Anwartschaftsperiode erworbenen An-
wartschaften ergebende Leistung (Urlaubsentgelt)
einer der Urlaubsdauer entsprechenden Lohnfort-
zahlung in der Höhe des Lohnes gemäß § 21
Abs. 3 zuzüglich eines Urlaubszuschusses im glei-
chen Ausmaß zu entsprechen. Erfordert es die
Gebarung der Urlaubskasse (§ 14), so hat der
Bundesminister für soziale Verwaltung in Ver-
bindung mit einer Regelung gemäß § 21 Abs. 1
letzter Satz durch Verordnung die entsprechende
Änderung der Anwartschaften vorzunehmen.

(3) Für die Bemessung der Urlaubsdauer sind
außer den Beschäftigungszeiten gemäß Abs. 1 an-
zurechnen:

a) Zeiten, für welche eine Haftentschädigung
gemäß § 13 a Abs. 1 oder § 13 c Abs. 1 des
Opferfürsorgegesetzes 1947, BGBl. Nr. 183,
gebührt;

b) Zeiten des ordentlichen Präsenzdienstes, so-
fern entweder bereits vor der Einberufung
zum Präsenzdienst Beschäftigungszeiten im
Sinne des § 5 zurückgelegt wurden oder
ein Arbeitsverhältnis im Sinne dieses Bun-
desgesetzes binnen sechs Werktagen nach
Ableistung des Präsenzdienstes aufgenom-
men wird;

c) Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach
dem Mutterschutzgesetz, BGBl. Nr. 76/
1957, sofern kein Entgeltanspruch gegen
den Arbeitgeber bestand;

d) Zeiten einer vom Arbeitgeber oder von
dessen Bevollmächtigten ausdrücklich ge-
nehmigten Betriebsabwesenheit zur Teil-
nahme an Ausbildungs-, Fortbildungs- und
Schulungskursen;

e) Zeiten einer erweiterten Bildungsfreistel-
lung gemäß § 119 des Arbeitsverfassungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 22/1974;

f) Zeiten der Tätigkeit als Entwicklungshelfer
für eine Entwicklungshilfeorganisation im
Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 10. Juli 1974, BGBl. Nr. 474.

(4) Zeiten nach Abs. 3 sind für die Bemessung
der Urlaubsdauer nur insoweit anzurechnen, als
sie nicht bereits als Beschäftigungszeiten gemäß
Abs. 1 berücksichtigt wurden."

4. a) § 5 erster Satz hat zu lauten:

„Als Beschäftigungszeiten gemäß § 4 Abs. 1
gelten:"

b) § 5 lit. c hat zu lauten:
„c) Zeiten einer durch Krankheit (Unglücks-

fall), Arbeitsunfall oder Berufskrankheit
verursachten Arbeitsverhinderung für die
Dauer des Arbeitsverhältnisses oder, wenn
das Arbeitsverhältnis während der Arbeits-
verhinderung endet, für die Dauer des ge-
setzlichen oder kollektivvertraglichen Ent-
geltanspruches bei diesen Arbeitsverhin-
derungen;"

c) § 5 lit. d hat zu lauten:
„d) Zeiten einer durch sonstige Gründe ver-

ursachten Arbeitsverhinderung, für die An-
spruch auf Fortzahlung des Entgelts be-
steht;"

d) § 5 lit. g hat zu lauten:
„g) Zeiten einer Bildungsfreistellung gemäß

§§ 118 und 130 Abs. 3 des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes;"

e) Dem § 5 ist als lit. h anzufügen:
„h) Zeiten von Truppenübungen gemäß § 28

Abs. 4 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/
1955, in der Dauer von höchstens
60 Tagen."
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5. Im § 6 Abs. 1 bis 3 ist jeweils der Ausdruck
„32 Stunden" durch den Ausdruck „31 Stunden"
zu ersetzen.

6. a) § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für Zeiträume, während deren ein Arbeit-
nehmer aus einem der im § 2 Entgeltfortzah-
lungsgesetz 1974, BGBl. Nr. 399, genannten
Gründen an der Arbeitsleistung verhindert ist,
während deren er Anspruch auf Pflegefreistel-
lung oder während deren er sonst Anspruch auf
Entgeltfortzahlung bei Entfall der Arbeitsleistung
hat, darf der Urlaubsantritt nicht vereinbart wer-
den, wenn diese Umstände bereits bei Abschluß
der Vereinbarung bekannt waren. Geschieht dies
dennoch, gilt der Zeitraum der Arbeitsverhin-
derung nicht als Urlaub."

b) Die bisherigen Abs. 3 bis 6 des § 7 erhalten
die Bezeichnung Abs. 4 bis 7.

7. Nach § 7 ist ein § 7 a einzufügen, der samt
Überschrift zu lauten hat:

„Erkrankung während des Urlaubes

§ 7 a. (1) Erkrankt (verunglückt) ein Arbeit-
nehmer während des Urlaubes, ohne dies vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu haben,
so werden auf Werktage fallende Tage der Er-
krankung, an denen der Arbeitnehmer durch die
Erkrankung arbeitsunfähig war, auf das Urlaubs-
ausmaß nicht angerechnet, wenn die Erkrankung
länger als drei Kalendertage gedauert hat.

(2) Übt ein Arbeitnehmer während seines Ur-
laubes eine dem Erholungszweck widersprechende
Erwerbstätigkeit aus, so findet Abs. 1 keine An-
wendung, wenn die Erkrankung (der Unglücks-
fall) mit dieser Erwerbstätigkeit in ursächlichem
Zusammenhang steht.

(3) Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber
nach dreitägiger Krankheitsdauer die Erkrankung
unverzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Gründen,
die nicht vom Arbeitnehmer zu vertreten sind,
nicht möglich, so gilt die Mitteilung als recht-
zeitig erfolgt, wenn sie unmittelbar nach Wegfall
des Hinderungsgrundes nachgeholt wird. Bei
Wiederantritt des Dienstes hat der Arbeitnehmer
ohne schuldhafte Verzögerung ein ärztliches
Zeugnis oder eine Bestätigung des zuständigen
Krankenversicherungsträgers über Beginn, Dauer
und Ursache der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen.
Erkrankt der Arbeitnehmer während eines Ur-
laubes im Ausland, so muß dem ärztlichen Zeug-
nis eine behördliche Bestätigung darüber beige-
fügt sein, daß es von einem zur Ausübung des
Arztberufes zugelassenen Arzt ausgestellt wurde.
Eine solche behördliche Bestätigung ist nicht
erforderlich, wenn die ärztliche Behandlung
stationär oder ambulant in einer Kranken-

anstalt erfolgte und hierüber eine Bestätigung
dieser Anstalt vorgelegt wird. Kommt der Ar-
beitnehmer diesen Verpflichtungen nicht nach, so
ist Abs. 1 nicht anzuwenden."

8. a) § 8 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Arbeitnehmer gebührt bei Antritt
des Urlaubes ein Urlaubsentgelt (Urlaubsgeld zu-
züglich Urlaubszuschuß), das den in der Anwart-
schaftsperiode erworbenen Anwartschaften (§ 4
Abs. 2) und der Dauer des Urlaubes entspricht.
Fällt in die Anwartschaftsperiode eine kollektiv-
vertragliche Lohnerhöhung, so sind für die Be-
rechnung aller Anwartschaften dieser Anwart-
schaftsperiode jene Zuschlagswerte heranzuziehen,
die sich auf Grund der Lohnerhöhung ergeben.
Der Anspruch auf das Urlaubsentgelt richtet sich
gegen die Urlaubskasse."

b) Im § 8 Abs. 2 ist der Ausdruck „Nebenstelle
der Urlaubskasse" durch den Ausdruck „Landes-
stelle der Urlaubskasse" zu ersetzen.

9. Nach § 9 ist ein § 9 a einzufügen, der samt
Überschrift zu lauten hat:

„Ablöseverbot

§ 9 a. Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer, die für den NichtVerbrauch
des Urlaubes Geld oder sonstige Vermögenswerte
Leistungen des Arbeitgebers vorsehen, sind rechts-
unwirksam."

10. a) Im § 14 Abs. 3 ist der Ausdruck „Kassen-
nebenstelle" durch den Ausdruck „Landesstelle"
zu ersetzen.

b) Im § 14 Abs. 5 hat der letzte Satz zu lauten:

„Dem Obmann (Stellvertreter) und den Mitglie-
dern des Vorstandes, dem Vorsitzenden (Stell-
vertreter) und den Mitgliedern des Kontroll-
ausschusses sowie den Obmännern (Stellvertre-
tern) der Beiräte kann eine ihrer Funktion und
dem Umfang ihrer Aufgaben angemessene Funk-
tionsgebühr zuerkannt werden, deren Höhe vom
Ausschuß festgesetzt wird."

11. a) § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Verwaltungsorgane der Urlaubskasse
sind der Ausschuß, der Vorstand, der Kontroll-
ausschuß und für den Bereich einer Landesstelle
der Beirat."

b) Im § 15 Abs. 4 ist der Ausdruck „Aufsichts-
rat" durch den Ausdruck „Kontrollausschuß" zu
ersetzen.

c) Im § 15 Abs. 5 ist der Ausdruck „Neben-
stelle" durch den Ausdruck „Landesstelle" zu er-
setzen.



1416 116. Stück — Ausgegeben am 3. August 1976 — Nr. 393

12. a) Im § 16 Abs. 3 und 4 ist der Ausdruck
„Aufsichtsrat" durch den Ausdruck „Kontroll-
ausschuß" zu ersetzen.

b) Im § 16 Abs. 5 ist der Ausdruck „Neben-
stelle" durch den Ausdruck „Landesstelle" zu er-
setzen.

13. Im § 17 Abs. 1 ist der Ausdruck „nach An-
hörung des Aufsichtsrates" durch den Ausdruck
„nach Anhörung des Kontrollausschusses" zu er-
setzen.

14. § 20 hat zu lauten:

„§ 20. (1) Ergibt sich in einem. Geschäftsjahr ein
bilanzmäßiger Gebarungsüberschuß, so hat der
Ausschuß über

a) dessen Verwendung zur Förderung von
sozialen Einrichtungen oder solchen Ein-
richtungen, die der Aus- und Weiterbildung
der diesem Bundesgesetz unterliegenden
Personen dienen;

b) eine quotenmäßige Aufteilung auf Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber

zu beschließen.

(2) Der Beschluß nach Abs. 1 hat auf Grund
von Vorschlägen der Gruppen der Arbeitnehmer
und Arbeitgeber im Ausschuß zu erfolgen, wobei
das Vorschlagsrecht jeder Gruppe für die Hälfte
des Gebarungsüberschusses zusteht. Die Gruppen
können die Verwendungsmöglichkeiten des Abs. 1
im Rahmen des ihnen zustehenden Anteiles am
Gebarungsüberschuß auch wahlweise oder ge-
meinsam in Anspruch nehmen. Über die Vor-
schläge der Gruppen ist ein gemeinsamer Be-
schluß zu fassen."

15. a) § 21 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Arbeitgeber hat für jeden Arbeit-
nehmer die auf die einzelnen Anwartschafts-
wochen entfallenden Zuschläge, ausgenommen für
Zeiten des Urlaubes (§§ 4 und 4 a) und der Trup-
penübungen (§ 5 lit. h), zu entrichten. Der Zu-
schlag für die Zeiten des Urlaubes und der Trup-
penübungen wird von der Urlaubskasse selbst
geleistet."

b) Im § 21 Abs. 3 ist der Ausdruck „20 v. H."
durch den Ausdruck „25 v. H." zu ersetzen.

c) Im § 21 Abs. 4 sind die Ausdrücke „32 Stun-
den" und „20 v. H." durch die Ausdrücke
„31 Stunden" und „25 v. H." zu ersetzen.

d) Im § 21 Abs. 5 ist der Klammerausdruck
„(§ 14 Abs. 2 Z. 2 des Betriebsrätegesetzes, BGBl.
Nr. 97/1947)" durch den Klammerausdruck „(§ 96
Abs. 1 Z. 4 des Arbeitsverfassungsgesetzes)" zu
ersetzen.

16. Im § 23 hat der Klammerausdruck „(Ver-
trauensmännern)" zu entfallen.

17. a) § 25 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschrei-
bung gemäß Abs. 1 mit der Begründung, nicht in
den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu fal-
len, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf
Antrag der Urlaubskasse ehestens, spätestens aber
einen Monat nach Einlangen des Antrages mittels
Bescheides festzustellen, ob der Arbeitgeber den
Vorschriften dieses Bundesgesetzes unterliegt."

b) Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung
Abs. 5, dessen erster Satz wie folgt zu lauten
hat:
„Über Berufungen gegen einen Bescheid nach
Abs. 3 und 4 entscheidet der Landeshauptmann."

c) Der bisherige Abs. 5 erhält die Bezeichnung
Abs. 6.

d) Der bisherige Abs. 6 erhält die Bezeichnung
Abs. 7, dem nachstehende Sätze anzufügen sind:
„Leistet der Betriebsnachfolger der Aufforderung
der Urlaubskasse, den Rückstand seines Vorgän-
gers binnen 14 Tagen zu bezahlen, nicht Folge,
so hat die Urlaubskasse bei der zuständigen Be-
zirksverwaltungsbehörde den Antrag zu stellen,
einen Bescheid des Inhalts zu erlassen, daß der
Betriebsnachfolger den Rückstand binnen zwei
Wochen an die Urlaubskasse zu entrichten hat.
Abs. 5 gilt sinngemäß."

18. Im § 41 lit. a ist der Ausdruck „§§ 2 Abs. 3
und 3 Abs. 4" durch den Ausdruck „§§ 2 Abs. 3
und 3 Abs. 5" zu ersetzen.

Artikel II

I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 27. Dezember
1976 in Kraft.

(2) Für Anwartschaftsperioden, die vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes endeten, gel-
ten hinsichtlich des Urlaubes und der Ansprüche
auf Urlaubsentgelt und Abfindung die Bestim-
mungen des Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes 1972 in
der bisherigen Fassung.

(3) Liegen die Anwartschaftswochen einer An-
wartschaftsperiode teils vor, teils nach dem In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes, so gelten die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die ge-
samte Anwartschaftsperiode.

(4) Verordnungen auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes können bereits von
dem seiner Kundmachung folgenden Tag an er-
lassen werden. Diese Verordnungen dürfen frü-
hestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt in Kraft gesetzt werden.

(5) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Häuser


